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B9-0264/2022

Entschließung des Europäischen Parlaments zu den laufenden Anhörungen gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 EUV zu Polen und Ungarn
(2022/2647(RSP))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Artikel 2 und 7 des Vertrags über die Europäische Union (EUV),

– unter Hinweis auf Artikel 5 EUV, insbesondere die Grundsätze der begrenzten 
Einzelermächtigung, der Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit, durch die die 
Befugnisse der EU beschränkt werden,

– unter Hinweis auf die Artikel 31 und 32 des Wiener Übereinkommens über das Recht 
der Verträge von 1969, wonach Treu und Glauben Vorrang haben, Verträge wörtlich 
auszulegen sind und die Heranziehung des Zwecks und anderer Auslegungskriterien auf 
Fälle offensichtlicher Sinnwidrigkeit und tatsächlicher Mehrdeutigkeit zu beschränken 
ist,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Europäischen Rechnungshofs Nr. 1/2018 vom 
17. Juli 2018 zu dem Vorschlag vom 2. Mai 2018 für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates über den Schutz des Haushalts der Union im 
Falle von generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den 
Mitgliedstaaten1,

– unter Hinweis auf das Gutachten des Juristischen Dienstes des Rates vom 25. Oktober 
2018 zur Vereinbarkeit des Vorschlags für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über den Schutz des Haushalts der Union im Falle von 
generellen Mängeln in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip in den Mitgliedstaaten mit den 
EU-Verträgen,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2093 des Rates vom 
17. Dezember 2020 zur Festlegung des mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2021 
bis 20272,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EU, Euratom) 2020/2092 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2020 über eine allgemeine 
Konditionalitätsregelung zum Schutz des Haushalts der Union3 (im Folgenden 
„Konditionalitätsverordnung“),

1 ABl. L 291 vom 17.8.2018, S. 1.
2 ABl. L 433 vom 22.12.2020, S. 11.
3 ABl. L 433 I vom 22.12.2020, S. 1.
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– unter Hinweis auf die Urteile des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) vom 
16. Februar 2022 in der Rechtssache C-156/21 Ungarn/Parlament und Rat4 und in der 
Rechtssache C-157/21 Polen/Parlament und Rat5,

– unter Hinweis auf das Urteil K 3/21 des polnischen Verfassungsgerichtshofs vom 
7. Oktober 2021, veröffentlicht im polnischen Gesetzblatt (Dziennik Ustaw) vom 
12. Oktober 2021,

– unter Hinweis auf den begründeten Vorschlag der Kommission vom 20. Dezember 
2017 nach Artikel 7 Absatz 1 des Vertrags über die Europäische Union zur 
Rechtsstaatlichkeit in Polen: Vorschlag für einen Beschluss des Rates zur Feststellung 
der eindeutigen Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Rechtsstaatlichkeit durch 
die Republik Polen (COM(2017)0835),

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. September 2018 zu einem Vorschlag, 
mit dem der Rat aufgefordert wird, im Einklang mit Artikel 7 Absatz 1 EUV 
festzustellen, dass die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Werte, 
auf die sich die Union gründet, durch Ungarn besteht6,

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission vom 30. September 2020 mit dem 
Titel „Bericht über die Rechtsstaatlichkeit 2020 – Die Lage der Rechtsstaatlichkeit in 
der Europäischen Union“ (COM(2020)0580),

– unter Hinweis auf die Erklärung der Kommission vom 16. Februar 2022 zu den Urteilen 
des Europäischen Gerichtshofs zur Konditionalitätsverordnung,

– unter Hinweis auf die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates vom 11. Dezember 
2020,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 10. Juni 2021 zur Lage der 
Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union und zur Anwendung der Verordnung 
(EU, Euratom) 2020/2092 über eine allgemeine Konditionalitätsregelung7,

– unter Hinweis auf den Beschluss der Kommission vom 27. April 2022, eine schriftliche 
Mitteilung an Ungarn zu richten, mit welcher der Rechtsstaatlichkeitsmechanismus zum 
Schutz des EU-Haushalts ausgelöst wird,

– gestützt auf Artikel 132 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass gemäß Artikel 2 EUV die Werte, auf die sich die Union gründet, 
die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit 
und die Wahrung der Menschenrechte einschließlich der Rechte der Personen, die 
Minderheiten angehören, sind und dass diese Werte allen Mitgliedstaaten in einer 
Gesellschaft gemeinsam sind, die sich durch Pluralismus, Nichtdiskriminierung, 
Toleranz, Gerechtigkeit, Solidarität und die Gleichheit von Frauen und Männern 

4 ECLI:EU:C:2022:97.
5 ECLI:EU:C:2022:98.
6 ABl. L 433 vom 23.12.2019, S. 66.
7 ABl. C 67 vom 8.2.2022, S. 86.



PE732.300v01-00 4/7 RE\1255403DE.docx

DE

auszeichnet;

B. in der Erwägung, dass gemäß dem in Artikel 5 Absatz 3 EUV niedergelegten 
Subsidiaritätsprinzip die Union in den Bereichen, die nicht in ihre ausschließliche 
Zuständigkeit fallen, nur tätig werden darf, sofern und soweit die Ziele der in Betracht 
gezogenen Maßnahmen von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden 
können;

C. in der Erwägung, dass in Artikel 7 EUV das Verfahren zur Einleitung eines 
Vertragsverletzungsverfahrens gegen einen Mitgliedstaat, in dem die eindeutige Gefahr 
einer schwerwiegenden Verletzung der in Artikel 2 EUV genannten Werte besteht, 
festgelegt ist;

D. in der Erwägung, dass die EU als internationale Organisation weiterhin an das 
Völkerrecht gebunden ist und der EuGH, ein durch die Verträge geschaffenes Gericht, 
aufgrund des Umstands, dass die Mitgliedstaaten Unterzeichner des Wiener 
Übereinkommens über das Recht der Verträge sind, weiterhin an die Bestimmungen 
über die Auslegung und andere Bestimmungen dieses Übereinkommens gebunden ist;

E. in der Erwägung, dass die EU-Verträge keine allgemeine Zuständigkeit vorsehen, die es 
den Organen der EU erlauben würde, ihre Auslegung der Rechtsstaatlichkeit in der 
gesamten EU durchzusetzen;

F. in der Erwägung, dass das Parlament und der Rat am 16. Dezember 2020 die 
Konditionalitätsverordnung angenommen haben, mit der eine allgemeine 
Konditionalitätsregelung zum Schutz des Haushalts der Union im Fall von Verstößen 
gegen die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit durch einen Mitgliedstaat festgelegt 
wurde; in der Erwägung, dass mit Blick auf die Erreichung dieses Ziels der Rat dieser 
Verordnung zufolge auf Vorschlag der Kommission Schutzmaßnahmen ergreifen kann, 
etwa die Aussetzung von Zahlungen aus dem Haushalt der Union oder die Aussetzung 
der Genehmigung eines oder mehrerer Programme, die aus diesem Haushalt finanziert 
werden;

G. in der Erwägung, dass das angebliche Ziel der Verordnung darin besteht, den 
Unionshaushalt vor den Folgen zu schützen, die sich in hinreichend unmittelbarer 
Weise aus Verstößen gegen die Grundsätze der Rechtsstaatlichkeit ergeben;

H. in der Erwägung, dass der EuGH die Klagen Ungarns und Polens vollständig 
abgewiesen hat; in der Erwägung, dass der Gerichtshof in seinem Urteil festgestellt hat, 
dass die EU im Rahmen ihrer Befugnisse gehandelt hat und mit der Verordnung weder 
die Rechtssicherheit beeinträchtigt noch Artikel 7 EUV umgangen wurde;

I. in der Erwägung, dass es keine unionsweite rechtliche Definition davon gibt, was das 
Konzept der „Rechtsstaatlichkeit“ mit sich bringt; in der Erwägung, dass die 
Kommission einerseits die Mitgliedstaaten an das Unionsrecht binden will, indem sie 
die Union hierarchisch über die Mitgliedstaaten stellt, andererseits aber versucht, den 
traditionellen Inhalt der Rechtsstaatlichkeit zu ersetzen, indem eine subjektive Reihe 
von Werten und Grundsätzen konstruiert wird; in der Erwägung, dass die EU in der 
Vergangenheit zu politischen Zwecken Verstöße gegen die Rechtsstaatlichkeit 
unterstellt hat;
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J. in der Erwägung, dass am 12. September 2018 ein Verfahren nach Artikel 7 EUV gegen 
Ungarn eingeleitet wurde;

K. in der Erwägung, dass tatsächlich das Risiko besteht, dass die Kommission die 
Konditionalitätsverordnung gegen Ungarn und andere Staaten instrumentalisiert, die auf 
dem Vorrang ihrer traditionellen Werte und ihrer eigenen, gleichermaßen legitimen 
Auslegung der Rechtsstaatlichkeit bestehen; in der Erwägung, dass diese Verordnung 
ein mächtiges politisches Druckmittel ist, das eine potenzielle Bedrohung für alle 
Mitgliedstaaten darstellt; in der Erwägung, dass die Kommission eine unterschiedliche 
Vorgehensweise wählt, wenn es um andere Mitgliedstaaten (z. B. Malta) geht;

1. bekräftigt, dass die EU bei der Annahme der Konditionalitätsverordnung insofern ultra 
vires gehandelt hat, als sie die ihr von den Mitgliedstaaten übertragenen Befugnisse 
überschritten hat; beharrt ferner darauf, dass mit der Verordnung gegen den Grundsatz 
der Rechtssicherheit verstoßen wird; weist daher die Konditionalitätsverordnung in ihrer 
Gesamtheit zurück; vertritt ferner die Auffassung, dass die Konditionalitätsverordnung 
gegen das in Artikel 7 EUV vorgesehene Erfordernis der Einstimmigkeit verstößt und 
somit einen Verstoß gegen Unionsrecht darstellt;

2. weist darauf hin, dass in den unterschiedlichen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten 
das Konzept der Rechtsstaatlichkeit unterschiedlich definiert ist und dass diese 
Unterschiede im einzelstaatlichen Recht nicht ignoriert oder übergangen, sondern 
vielmehr geachtet und gewürdigt werden sollten; betont, dass es zahlreiche 
rechtsvergleichende Studien gibt, denen zufolge es kein einheitliches Verständnis der 
Rechtsstaatlichkeit gibt; ist der Ansicht, dass dieser mangelnde konzeptuelle Konsens 
auf Unionsebene zu Rechtsunsicherheit führt und die Möglichkeit der politischen 
Einflussnahme eröffnet, was per se einen Verstoß gegen die Rechtsstaatlichkeit 
darstellt; fordert alle Mitgliedstaaten auf, die Gewaltenteilung als wesentlichen Aspekt 
der Rechtsstaatlichkeit zu achten;

3. hebt hervor, dass jeder Mitgliedstaat seine eigene nationale Identität und 
Verfassungstraditionen hat, die im Einklang mit den europäischen Werten stehen und 
stets respektvoll, objektiv und unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Gleichheit 
zu behandeln sind; betont, dass die Rechtsstaatlichkeit ein Grundwert für alle 
Mitgliedstaaten ist; ist besorgt darüber, dass der Missbrauch des Konzepts der 
Rechtsstaatlichkeit aus politischen Gründen das gegenseitige Vertrauen und die loyale 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zerstört;

4. weist darauf hin, dass die Einigung über den Haushaltsplan nicht zur Ausübung von 
politischem Druck oder zur Erpressung der Mitgliedstaaten missbraucht werden darf; 
vertritt die Auffassung, dass eine etwaige Aussetzung von Zahlungen aus dem 
Unionshaushalt an einen Mitgliedstaat, wie sie in der Konditionalitätsverordnung 
vorgesehen ist, einer ungerechtfertigten Bereicherung gleichkäme, da die 
Mitgliedstaaten bei ihrem Beitrag zum Unionshaushalt davon ausgehen, dass sie im 
Gegenzug Zahlungen von der EU erhalten; vertritt ferner die Auffassung, dass eine 
etwaige Aussetzung von Zahlungen durch die EU zu einem Anspruch wegen 
ungerechtfertigter Bereicherung führen sollte, der gerichtlich geltend gemacht wird;
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5. ist der Auffassung, dass die Konditionalitätsregelung – im konkreten Fall die 
Übermittlung einer schriftlichen Mitteilung an die ungarischen Behörden – eindeutig als 
ein zusätzlicher Sanktionsmechanismus neben dem Verfahren nach Artikel 7 betrachtet 
werden kann, mit dem das in Artikel 7 EUV vorgesehene strenge Verfahrenserfordernis 
der Einstimmigkeit umgangen werden kann; verurteilt, dass Ungarn im Hinblick auf 
diesen durch die EU geschaffenen Mechanismus der Doppelsanktionierung 
unverhältnismäßig streng bestraft wird;

6. nimmt mit Sorge zur Kenntnis, dass der Zeitpunkt für die Auslösung des 
Rechtsstaatlichkeitsmechanismus gegen Ungarn durch die Kommission politisch 
motiviert war, nämlich nur zwei Tage nach den ungarischen Parlamentswahlen, bei 
denen die Fidesz-Partei das beste Ergebnis aller Parteien seit dem Sturz des 
kommunistischen Systems 1989 erhielt;

7. bringt seine tiefe Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass die Kommission beabsichtigt, 
ungarische Bürger dafür zu bestrafen, dass sie die falsche Partei gewählt haben; betont, 
dass die Kommission nicht das Recht hat, in demokratische Wahlen einzugreifen, wenn 
ihr die Ergebnisse nicht passen;

8. betont, dass die ungarischen Parlamentswahlen frei und fair waren; weist darauf hin, 
dass die Beobachtungsmission der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa zu dem Schluss gelangte, dass „der Rechtsrahmen eine geeignete Grundlage für 
demokratische Wahlen“ bilde, der Wahltag friedlich abgelaufen sei, und dass darüber 
hinaus die Wahlen den Wählern verschiedene Alternativen angeboten hätten und gut 
durchgeführt worden seien, wobei die Beobachter das Verfahren als gut organisiert, 
ordnungsgemäß und reibungslos bewertet haben;

9. weist darauf hin, dass das Konzept der Rechtsstaatlichkeit nicht durch die subjektive 
Auslegung der Kommission definiert werden sollte; bedauert, wie sehr sich die Rolle 
der Kommission als Hüterin der Verträge verschlechtert hat, da die Kommission sich 
anscheinend aussucht, welche Mitgliedstaaten sie wegen angeblicher Verstöße gegen 
Unionswerte und falscher Anwendung des Primär- und Sekundärrechts der EU verfolgt;

10. fordert die Kommission auf, die Konditionalitätsverordnung und die Wahrung der 
Rechtsstaatlichkeit und der Grundrechte nicht länger zu nutzen, um politischen Druck 
auf bestimmte Mitgliedstaaten auszuüben, damit sie demokratisch beschlossene 
politische Maßnahmen in Bereichen ändern, die in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten 
fallen;

11. ist zutiefst besorgt darüber, dass im Rahmen der Konditionalitätsverordnung 
Maßnahmen umgesetzt werden, um politische Ideale zu fördern und bestimmte 
Mitgliedstaaten zu delegitimieren, wie es bei dem Verfahren nach Artikel 7 der Fall ist;

12. stellt fest, dass die EU gegen die souveräne Regierung Ungarns vorgeht, insbesondere 
weil diese sich der EU-Migrationspolitik und politischen Maßnahmen zur Förderung 
des gesellschaftlichen Liberalismus widersetzt und obwohl die Politik der ungarischen 
Regierung bei den jüngsten Parlamentswahlen demokratisch bestätigt wurde;
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13. bekräftigt, dass die Mitgliedstaaten die „Herren der Verträge“ sind und bleiben; fordert 
eine Reform der EU zur Schaffung eines Europas, das die Souveränität und Identität 
unserer europäischen Nationen und Völker achtet;

14. fordert die EU-Organe und die Mitgliedstaaten auf, ihre wirtschaftlich und politisch 
desaströse zentralistische Vision einer „immer engeren Union“ aufzugeben, und fordert 
stattdessen eine weniger ausgeprägte Form der europäischen Zusammenarbeit, bei der 
die in den bestehenden Verträgen festgelegten Schranken der EU geachtet werden und 
die mit den Grundsätzen der nationalen Souveränität, der Demokratie, der Transparenz, 
der strikten Subsidiarität und der Rechenschaftspflicht in Einklang steht;

15. beauftragt seine Präsidentin, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
der Regierung und dem Parlament Ungarns zu übermitteln.


